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Text 

Artikel 23 – Umrechnung von Rechnungseinheiten 

(1) Die in diesem Übereinkommen angegebenen Beträge von Sonderziehungsrechten beziehen sich 
auf das vom Internationalen Währungsfonds festgelegte Sonderziehungsrecht. Die Umrechnung dieser 
Beträge in Landeswährungen erfolgt im Fall eines gerichtlichen Verfahrens nach dem Wert dieser 
Währungen in Sonderziehungsrechten im Zeitpunkt der Entscheidung. Der in Sonderziehungsrechten 
ausgedrückte Wert der Landeswährung eines Vertragsstaats, der Mitglied des Internationalen 
Währungsfonds ist, wird nach der vom Internationalen Währungsfonds angewendeten 
Bewertungsmethode errechnet, die im Zeitpunkt der Entscheidung für seine Operationen und 
Transaktionen gilt. Der in Sonderziehungsrechten ausgedrückte Wert der Landeswährung eines 
Vertragsstaats, der nicht Mitglied des Internationalen Währungsfonds ist, wird auf eine von diesem Staat 
bestimmte Weise errechnet. 

(2) Dessen ungeachtet können Staaten, die nicht Mitglieder des Internationalen Währungsfonds sind 
und deren Recht die Anwendung des Absatzes 1 nicht zulässt, bei der Ratifikation oder dem Beitritt oder 
jederzeit danach erklären, dass die Haftung des Luftfrachtführers in gerichtlichen Verfahren in ihrem 
Hoheitsgebiet im Fall des Artikels 21 auf 1.500.000 Rechnungseinheiten je Reisenden begrenzt ist, im 
Fall des Artikels 22 Absatz 1 auf 

62.500 Rechnungseinheiten je Reisenden, im Fall des Artikels 22 Absatz 2 auf 15.000 
Rechnungseinheiten je Reisenden und im Fall des Artikels 22 Absatz 3 auf 250 Rechnungseinheiten für 
das Kilogramm. Eine Rechnungseinheit entspricht 65 1/2 Milligramm Gold von 900/1000 Feingehalt. 
Diese Beträge können in einen abgerundeten Betrag der Landeswährung umgerechnet werden. Die 
Umrechnung der Beträge in die Landeswährung erfolgt nach dem Recht des betreffenden Staates. 

(3) Die Berechnung nach Absatz 1 Satz 4 und die Umrechnung nach Absatz 2 ist so vorzunehmen, 
dass soweit wie möglich die Beträge in den Artikeln 21 und 22 demselben Realwert in der 
Landeswährung des Vertragsstaats entsprechen, wie er sich aus der Anwendung des Absatzes 1 Sätze 1 
bis 3 ergeben würde. Die Vertragsstaaten unterrichten den Depositar bei der Hinterlegung der 
Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde von der Berechnungsweise nach Absatz 
1 oder dem Ergebnis der Umrechnung nach Absatz 2 sowie von jeder Änderung derselben. 
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